
I. Einleitung

Das Internet1) als eine neue Form der Kommunikation wird
selbstverständlich auch zu Zwecken des Wettbewerbes be-
nutzt. Die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften sind grund-
sätzlich auf die Aktivitäten in diesem neuen Werbemedium
voll anzuwenden. Sie stellen auch hier gleichsam die äußers-
ten Schranken dar, innerhalb derer sich der Wettbewerb ab-
zuspielen hat.

Die technischen Besonderheiten des Internet und dabei
insbesondere des Dienstes World Wide Web (kurz WWW)2)
eröffnen aber neue Möglichkeiten, welche nun auch wettbe-
werbsrechtlich zu beurteilen sind. In Österreich sind bisher
nur wenige Entscheidungen des OGH zu wettbewerbsrecht-
lichen Fragen aufgrund der Nutzung des Internet ergangen.
Es lohnt sich daher, auch die Fülle deutscher Entscheidun-
gen3) sowie die einschlägige deutsche Literatur vergleichend
heranzuziehen.

II. Anwendbarkeit des UWG

Die Aktivitäten im Internet unterliegen ebenso wie ver-
gleichbares Verhalten außerhalb des Internet auch den Be-
stimmungen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb
(UWG). Für die oft grenzüberschreitenden Sachverhalte
aufgrund der weltweiten Verfügbarkeit der Dienste des
Internet gilt das Prinzip der Marktortanknüpfung nach § 48
Abs 2 IPRG4). Wenn daher ein Wettbewerbsverhalten
(auch) den österreichischen Markt betrifft, so ist insoweit
österreichisches Recht anzuwenden5). Regelmäßig ist aber
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*) Der Autor ist Geschäftsführer des Schutzverbandes gegen unlaute -
ren Wettbewerb; dieser Beitrag spiegelt die private Ansicht des Ver-
fassers wider.

1) Allgemein zum Aufbau und der Funktionsweise des Internet Laga,
Rechtsprobleme im Internet (1998) 23 ff; im Internet veröffentlicht
unter www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html.

2) Das Versenden von Electronic Mail (E-Mail) wird in diesem Beitrag
nicht behandelt, zumal der österreichische Gesetzgeber mit dem
Verbot des Spamming (unerbetene Zusendung von elektronischer
Post als Massensendung oder zu Werbezwecken) in § 101 TKG für
eine eindeutige Rechtslage gesorgt hat.

3) Aktuelle Übersichten mit Verweisen auf Fundstellen finden sich im
Internet; so zB www.netlaw.de/urteile/index_wettbewerbsrecht.htm
mit Urteilen im Volltext, www.online-recht.de/vores.html?Wett-
bewerbsrecht.

4) Schadenersatz- und andere Ansprüche aus unlauterem Wettbewerb
sind nach dem Recht des Staates zu beurteilen, auf dessen Markt
sich der Wettbewerb auswirkt; auch der noch in Verhandlung be-
findliche „Rechtsakt über das auf außervertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht („Rom II“)“ sieht in Art 6 vor, dass auf
Schuldverhältnisse, die sich aus unlauterem Wettbewerb oder un-
lauteren Praktiken ergeben, das Recht jenes Staates anzuwenden
ist, in dem sich dieses Verhalten beeinträchtigend auswirkt.

5) Zuletzt OGH 23. 9. 1997, 4 Ob 251/97 – Haftgel – ÖBl 1998, 225.

zB eine Website im WWW weltweit abrufbar, was nach die-
sem Prinzip zur Anwendung zahlreicher Rechtsordnungen
führt. Dabei ist wohl derjenige Ort relevant, an dem die Ab-
rufbarkeit der Website auf die Marktgegenseite einwirken
kann. Überdies ist eine Abschottung des Angebots gegen-
über dem Zugang aus bestimmten Staaten technisch nicht
möglich. Eine Eingrenzung dieses Rechtsanwendungsrisikos
könnte allerdings eine kollisionsrechtliche Spürbarkeits-
schwelle leisten6). Eine Wettbewerbsmaßnahme müsste da-
nach den Wettbewerb auf einem Markt spürbar beeinflus-
sen, damit das Recht dieses Marktes anwendbar wird. Der
nicht spürbare so genannte spill-over würde noch nicht zur
Anwendung des unter Umständen strengeren Wettbewerbs-
rechts dieses Marktes führen7).

Konkret ist nach diesem Ansatz aufgrund der objektiven
Ausrichtung des jeweiligen Internet-Angebots zu beurteilen,
ob eine Auswirkung auf den österreichischen Markt vorliegt.
Ein (widerlegbares) Indiz für die Inlandsbezogenheit einer
Werbung kann zB die Top Level Domain „.at“ sein, wobei
es für die Registrierung aber grundsätzlich keine Beschrän-
kungen gibt. Die Eignung zur spürbaren Marktbeeinflus-
sung besteht jedenfalls bei einer gezielten Ausrichtung auch
auf Kunden auf dem betreffenden Markt. Ein Kriterium
dafür ist die Sprache, in welcher das Angebot abgefasst ist.
Die Sprache versagt allerdings als ausgrenzendes Indiz, wenn
die Website in einer Weltsprache wie Englisch verfasst ist.
Weiters können die angegebenen Zahlungs- und Versand-
modalitäten sowie die Angabe von Kontaktmöglichkeiten
Bedeutung haben. Auch die Marktbedeutung und der Zu-
schnitt des werbenden Unternehmens können wesentliche
Indizien sein. Eine Begrenzung der Angebotsreichweite
kann sich überdies aus dem Charakter der beworbenen Leis-
tung ergeben. Auch die Art und Weise und das Umfeld der
Präsentation können Kriterien dafür sein, auf welche Märk t e
das Angebot ausgerichtet ist. Disclaimers auf der Website,
dass das Angebot nur für bestimmte Märkte gelte, können
nur dann ein (zusätzliches) Indiz sein, wenn sich der Anbie-
ter auch tatsächlich danach richtet8). Für die im WWW
häufig zu findende Werbung mit Banners wird wohl gelten,
dass diese grundsätzlich die Reichweite der Website teilt, auf
der sie geschaltet wird.

6) Sack, Das internationale Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht
nach der EGBGB-Novelle, WRP 2000, 269 (277 f).

7) So schon zum Verkauf einzelner Zeitschriften im Ausland Sack, Prob-
leme des Inlandswettbewerbs mit Auslandsbezug nach deutschem
und österreichischem Kollisions- und Wettbewerbsrecht, ÖBl 1988,
113 (118).

8) Ausführlich zu diesen Kriterien Mankovski, Internet und Internatio-
nales Wettbewerbsrecht, GRUR Int. 1999, 909 (915 ff).
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Eine Begrenzung des wettbewerbsrechtlichen Anwen-
dungsrisikos kann daher vor allem dadurch erfolgen, dass
die Sprache und die sonstige Gestaltung des Angebots strikt
auf den anvisierten Zielmarkt ausgerichtet werden. Weiters
erscheint es auch empfehlenswert, offensichtliche Bestellun-
gen von Kunden aus anderen Märkten grundsätzlich abzu-
lehnen. Letztendlich kann aber eine endgültige Beurteilung
der Ausrichtung eines Internet-Angebots nur im Einzelfall
erfolgen. 

Eine der wichtigsten Ne u e rungen der kürzlich ve r ö f f e n t-
lichten E-Commerc e - R i c h t l i n i e9) ist allerdings die Ta t s a-
che, dass das We t t b ewe r b s recht mit Ausnahme der unerbe-
tenen kommerziellen Kommunikation vom He rk u n f t s-
landprinzip im Grundsatz erfasst ist. Mit dieser Richtlinie
we rden zwar auch nach der Be g r ü n d u n g s e rwägung (23)
keine zusätzlichen Regelungen im Be reich des internationa-
len Pr i va t rechts hinsichtlich des anwe n d b a ren Rechts ge-
schaffen. Allerdings wird man auch bei der Anknüpfung an
ö s t e r reichisches Recht zu dem Schluss kommen, dass auf-
g rund der durc h z u f ü h renden Umsetzung des Art 3 Abs 2
der E-Commerce-Richtlinie jene Bestimmungen des öster-
reichischen We t t b ewe r b s rechts nicht anzuwenden sind,
welche stre n g e re Regelungen als jene des He rk u n f t s l a n d e s
des Diensteanbieters vorsehen. Somit stellt diese Re g e l u n g
praktisch eine Abkehr vom Prinzip der Ma rk t o rt a n k n ü p-
fung dar, was zur Folge hat, dass für Bi n n e n m a rk t s a c h ve r-
halte im On l i n e - Be reich nun das We t t b ewe r b s recht des
Ortes der Niederlassung des Anbieters maßgeblich ist1 0) .
Die daraus re s u l t i e rende mögliche In l ä n d e rd i s k r i m i n i e ru n g
soll durch Ha r m o n i s i e ru n g s b e s t rebungen vor allem im Be-
reich der kommerziellen Kommunikation auf EU-Eb e n e
ausgeglichen we rd e n1 1). Überdies können noch gemäß Art
3 Abs 4 der Richtlinie im Rahmen der Umsetzung Ma ß-
nahmen unter anderem zum Schutz der Verbraucher ergrif-
fen we rden, welche von diesem Prinzip dann abwe i c h e n
d ü rf t e n .

Auch die Frage des Gerichtsstandes bei Wettbewerbsver-
stößen im Internet ist bei Anstrengung eines Prozesses zu
klären, wobei bei ausländischen Anbietern regelmäßig § 83c
Abs 1 Satz 3 JN zur Anwendung kommen wird12). Auch
hier könnten die zur Frage der Anwendbarkeit erörterten
Kriterien als zuständigkeitsbeschränkende Elemente heran-
gezogen werden13). 

9) Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates über be-
stimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Imformationsgesell-
schaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt (Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr),
http://www.europa.eu.int/eur-lex/de/dat/2000/l_178/l_17820000717de 
00010016.pdf.

10) Was auch im Vorfeld der Beschlussfassung dieser Richtlinie auf mas-
sive Kritik gestoßen ist; siehe dazu zB Apel/Grapperhaus, Das Off-
line-Online-Chaos oder wie die Europäische Kommission den grenz-
überschreitenden Werbemarkt zu harmonisieren droht, WRP 1999,
1247.

11) Tettenborn, E-Commerce-Richtlinie: Politische Einigung in Brüssel
erzielt, K&R 2000, 59 (62).

12) Für Personen, die im Inland weder ein Unternehmen noch ihren all-
gemeinen Gerichtsstand haben, ist zuständig das Gericht des inlän-
dischen Aufenthaltsortes oder, wenn ein solcher nicht bekannt ist,
das Gericht, in dessen Sprengel die Handlung begangen worden ist;
siehe auch Art 5 Abs 3 EuGVÜ.

13) Ausführlich dazu Thiele, Der Gerichtsstand bei Wettbewerbsver-
stößen im Internet, ÖJZ 1999, 754 (756 f).

III. Domain Names

Internet Domain Names14) (kurz Domains) sind die Adres-
sen der Websites im WWW und erfüllen aufgrund ihrer
möglichen Gestaltung als Wörter eine wichtige Zuord-
nungsfunktion. Jede Domain kann aufgrund der techni-
schen Gegebenheiten nur einmal vergeben werden. Dabei
gehen die Registrierungsstellen nach dem Prinzip „first
come, first served“ vor, ohne die Rechte an einer angemelde-
ten Bezeichnung zu prüfen. Der Anwendung des UWG
kommt daher auch hier große Bedeutung zu.

1. Domain-Grabbing

Darunter wird der gezielte Erwerb einer Domain durch
einen Gewerbetreibenden in der Absicht verstanden, die be-
reits mit erheblichem Aufwand betriebenen Bemühungen
eines Konkurrenten zu sabotieren, die entsprechende Be-
zeichnung für die eigene Tätigkeit im Ve rkehr durc h z u s e t ze n
bzw die solcherart erlangte Position auf Kosten des anderen
zu vermarkten15). Das Domain-Grabbing ist laut OGH in
die Fallgruppe des sittenwidrigen Behinderungswettbewerbs
einzureihen und kommt in zwei typischen Varianten vor.
Entweder jemand bewirkt – ohne selbst Mitbewerber des
Kennzeicheninhabers zu sein – die Registrierung einer
Domain ausschließlich deshalb, um den Inhaber des Kenn-
zeichens zur Zahlung eines „Lösegelds“ für die Herausgabe
„seiner“ Domain zu bewegen. Hier ergibt sich die Sitten-
widrigkeit aus dem Unwert der Handlung selbst16). Für das
gehäufte Registrieren fremder Zeichen als Domains, um da-
mit Handel zu treiben, wird auch der Begriff Domain-Traf-
ficking verwendet.

Oder es wird eine Parallele zur Anmeldung und Eintra-
gung eines (Sperr-)Kennzeichens gezogen, wenn nämlich
ein Mitbewerber eine Domain nur zum Schein oder sogar
überhaupt nicht benutzt, sondern ihn nur belegt, um da-
durch ein Vertriebshindernis für seinen Konkurrenten zu er-
richten und diesen an der Verwendung „seines“ von ihm
b e reits ve rwendeten Ke n n zeichens als Domain zu hindern1 7) .
Dabei handelt in Behinderungsabsicht und verstößt damit
gegen § 1 UWG, wer ohne sachlich gerechtfertigte Gründe
eine Domain in der Absicht erwirbt, jemand anderen von
der Benutzung seiner gewählten Kennzeichnung im Internet
auszuschließen18).

2. Domain-Squatting

Das Re g i s t r i e ren von Domains kann aber auch dann we t t-
b ewe r b s rechtlich problematisch sein, wenn es nicht (nur)
den Zweck ve rfolgt, jemand anderen von der Be n u t z u n g

14) Allgemein zum Aufbau und Funktion von Domain Names Laga,
Rechtsprobleme 241 ff.

15) OGH 24. 2. 1998, 4 Ob 36/98t – jusline I – ecolex 1998, 565 = MR
1998, 208 = ÖBl 1998, 241 = RdW 1998, 400.

16) OGH 27. 4. 1999, 4 Ob 105/99 – jusline II – ecolex 1999, 559 = MR
1999, 235 = ÖBl 1999, 225 = RdW 1999, 657 = WBl 1999, 525.

17) OGH 27. 4. 1999, 4 Ob 105/99 – jusline II – FN 17 mwN; siehe dazu
auch ausführlich Kilches, Internet-Streitigkeiten: Domain-Grabbing,
RdW 1999, 638.

18) OGH 13. 9. 1999, 4 Ob 180/99 u 4 Ob 202/99 – Format – ecolex 2000,
132 mit Anm Schanda = MR 1999, 351 = WBl 2000, 47.
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dieser Ke n n zeichnung auszuschließen. Dieses Be s e t zen vo n
Domains kann auch als Do m a i n - Squatting beze i c h n e t
we rden. Dazu sind in einem aktuellen Fall we t t b e-
we r b s rechtliche Aspekte der Rufausbeutung gemäß § 1
U WG und Ir re f ü h rung gemäß § 2 UWG re l e v i e rt word e n .
In diesem Ve rf a h ren des ORF gegen den Inhaber der Do-
main „oe3.com“ ist vom Landesgericht Wiener Ne u s t a d t
a u s g e f ü h rt worden, dass sowohl das Ve rwenden dieser In-
t e r n e t - Ad resse als auch das Umleiten von einer solchen
Ad resse auf die Homepage der Beklagten geeignet ist, die
In t e r n e t - Be n u t zer über die He rkunft der Dateien in Ir re zu
f ü h ren. In s b e s o n d e re wird der Anschein erweckt, der Be-
klagte sei Beauftragter oder Ermächtigter oder gar Teil des
Klägers, womit der Tatbestand der Ir re f ü h rung erfüllt ist.
Eine Unterscheidung der In t e r n e t - Ad ressen der Be t e i l i g t e n
nur durch die Top Level Domains „.at“ und „.com“ ist
dem In t e r n e t - Be n u t zer wohl kaum möglich. We i t e r s
„ s c h m a rotzt“ der Beklagte am Ruf des Klägers, weil er
d u rch das Ve rwenden dieser Bezeichnung vom Prestige des
Klägers pro f i t i e rt. Das OLG Wien als Rekursgericht hat
in seinem Beschluss allgemein ausgeführt, dass bei den an-
g e s p rochenen Ve rk e h r s k reisen der Ei n d ruck wirt s c h a f t l i-
cher und organisatorischer Beziehungen zwischen dem
Unternehmen des Klägers und jenem des Beklagten ent-
s t e h t1 9). 

In einem der bekannteren Fälle in Deutschland hat das
OLG München festgestellt, dass dadurch, dass der Beklagte
(Herr Shell) die Domain „shell.de“ innehat, die Klägerin
(die Deutsche Shell AG) in ihrem geschäftlichen Verkehr
behindert wird, und damit ein sittenwidriges Verhalten vor-
liegt. Es liegt auf der Hand, dass derjenige, der mit der Klä-
gerin über das Internet Verbindung aufnehmen will, dies
zunächst einmal über „shell.de“ versucht. Dieser Gesichts-
punkt der Behinderung ist nach Ansicht des Gerichtes
durch die Einführung des Internet hervorgetreten20). Das
OLG München hat überdies auch die Verwendung einer
nur nahezu identischen Domain als wettbewerbswidrig er-
achtet. Das Gericht hat festgehalten, dass die Beklagte mit
der Domain „buecherde.com“ versuchen, potenzielle Kun-
den der Klägerin (der buecher.de AG) als Inhaberin der Do-
main „buecher.de.com“ auf sich umzuleiten. Dies stellt
nicht nur eine zielgerichtete Behinderung, sondern auch
den (sittenwidrigen) Versuch des Ausspannens von Kunden
dar21).

Neben mark e n rechtlichen Ansprüchen kommen in sol-
chen Fällen daher auch we t t b ewe r b s rechtliche Ansprüche
in Betracht. Bei dem schon erwähnten Aspekt der Ru f a u s-
beutung besteht die Ge f a h r, dass der Name einer berühm-
ten Ma rke durch die Ve rwendung als Domain durch einen
a n d e ren ve rw ä s s e rt wird. Auch beim Re g i s t r i e ren und Ve r-
wenden einer Domain wird man begründen können, dass
sich der Do m a i n - Inhaber an Ruf und Ansehen einer fre m-
den Wa re (Leistung) anhängt und diese für den Absatz sei-
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19) OLG Wien 25. 11. 1999, 1 R 224/99 (LG Wr. Neustadt 20 Cg 210/99).
20) OLG München 25. 3. 1999, 6 U 4557/98 – shell.de – WRP 1999, 955;

siehe auch schon LG Düsseldorf 4. 4. 1997, 34 O 191/96 – epson.de –
CR 1998, 165 (170).

21) OLG München 23. 9. 1999, 29 U 4357/99 – buechererde.com – MMR
2000, 100.

ner (ungleichartigen und nicht konkurrierenden) Wa re
a u s n u t z t2 2). Dies verstößt ebenso gegen § 1 UWG wie die
Be h i n d e rung eines Unternehmers durch einen Ko n k u r re n-
ten, welcher durch eine Do m a i n - Re g i s t r i e rung eines be-
stimmten Zeichens zu erreichen sucht, dass dieser Mi t b e-
werber seine Leistung auf dem Ma rkt nicht oder nicht
mehr rein zur Geltung bringen kann2 3). Gerade für Un t e r-
n e h m e r, welche im Internet aktiv sind, wird es damit un-
möglich gemacht, unter „ihrem“ Zeichen als In t e r n e t -
Ad resse aufzutreten oder zu werben. Dabei ist besonders zu
b e m e rken, dass der Trend immer mehr zur einfachsten
Form von Domains, nämlich www. zeichen.at (oder .com)
geht. Dies ergibt sich daraus, dass einerseits diese Art der
Domain vor allem bei kurzen Werbeeinblendungen leicht
zu merken und zuzuordnen ist. Auf der anderen Seite ist
das auch die Form, welche man ve rwenden wird, we n n
man ein Unternehmen durch direkte Eingabe im W W W
zu finden sucht.

Gerade diese Problematik betrifft auch die Re g i s t r i e ru n g
b e s c h reibender Begriffe oder Ga t t u n g s b ezeichnungen als
Domains. Diese W ö rter we rden bevo rzugt direkt ange-
wählt, um eine aufwändige Suche mittels Su c h m a s c h i n e
zu ve r m e i d e n2 4). Für die Re g i s t r i e rung einer solchen Be-
zeichnung gilt aber wie schon ausgeführt das Prinzip „first
come, first served“, und aus technischen Gründen ist die-
selbe Domain für alle anderen Anbieter nicht mehr ve r-
f ü g b a r. Du rch direkte Eingaben einer solchen Do m a i n
kommt es zu einer Kanalisierung von Kundenströmen zu
diesem „Erstanmelder“, was zu einer St ö rung der Chan-
cengleichheit im We t t b ewerb führen kann. Diese Fr a g e
der Kanalisierungsfunktion ist angesichts des vielfältigen
und kaum überschaubaren Informationsangebotes im In-
ternet von besonderer Bedeutung, weil damit erhebliche
we t t b ewe r b s rechtliche Au s w i rkungen verbunden sein kön-
n e n2 5) .

Das OLG Hamburg hat dazu festgestellt, dass dieses „Ab-
fangen“ von (potenziellen) Kunden zu einer unlauteren Ab-
satzbehinderung führt, weil diese sich ohne detaillierte
Kenntnis der konkreten Anbieter das Leistungsangebot in
dem entsprechenden Segment im Internet erschließen wol-
len. Dabei gelangen sie dann durch Eingabe der Gattungs-
bezeichnung (zufällig) auf die Website der Beklagten und
stellen sodann die Suche nach anderen Wettbewerbern und
damit einen weiteren Leistungsvergleich ein26). Man wird
aber auch hier auch im Einzelfall prüfen müssen, ob durch
die Verwendung einer solchen Domain die Mitbewerber ihr
Angebot im Internet nicht oder nicht mehr rein zur Geltung

22) Allgemein zur Ausbeutung des Rufs einer bekannten Marke siehe
OGH 13. 5. 1997, 4 Ob 105/97 – BOSS-Energydrink – ÖBl 1997, 225;
siehe zum Internet Biermann, Kennzeichenrechtliche Probleme des
Internets: Das Domain-Name-System, WRP 1999, 997 (1000 f).

23) Zum sittenwidrigen Markenerwerb siehe OGH 24. 2. 1998, 4 Ob
11/98 – Nintendo – ÖBl 1998, 229.

24) Wenn man etwas über das österreichische Wettbewerbsrecht wissen
will, so wählt man möglicherweise gleich direkt die Domain www.
wettbewerbsrecht.at, weil man dort generelle Informationen darü-
ber erwartet. 

25) Brandl/Fallenböck, Der Schutz von Internet Domain Namen nach
UWG, RdW 1999, 186 (189 f).

26) OLG Hamburg, 13. 7. 1999, 3 U 58/98 – Mitwohnzentrale –
www.netlaw.de/urteile/olghh_2.htm. 
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bringen können. Dies wird wohl auch davon abhängen, ob
die Internet-Nutzer tatsächlich abgefangen werden und da-
her nicht mehr nach einem anderen Angebot suchen27).

So ist diese Entscheidung sowohl in der deutschen als
auch in der österreichischen Literatur auf Kritik gestoßen.
Dabei wird der so genannte Kanalisierungseffekt durch die
direkte Eingabe solcher Domains zB nur dann als sitten-
widrig angesehen, wenn zusätzliche Unlauterkeitsmomente
wie die Anmeldung unverhältnismäßig vieler Domains mit
identem oder ähnlichem Domain Name bzw unter meh-
reren Top Level Domains hinzukommen28). Auch wird eine
Behinderung bei Berufs- und Geschäftstätigkeitsbezeich-
nungen eher zu begründen sein als bei anderen beschreiben-
den Begriffen oder Gattungsbezeichnungen. Es wird aber
auch die Meinung vertreten, dass die noch dazu zeitlich
unbeschränkte kompetitive Besserstellung desjenigen, der
rascher als seine Mitbewerber eine branchenrelevante Gat-
tungsbezeichnung ohne jegliche individualisierende Merk-
male als Domain registrieren lässt, objektiv grundsätzlich
nicht zu rechtfertigen ist29). In den USA hingegen wird die
Verwendung beschreibender Domains soweit ersichtlich
nicht beanstandet. Dies hat zur Folge, dass derartige Do-
mains inzwischen für siebenstellige (Dollar-)Beträge gehan-
delt werden30).

Die Verwendung von Gattungsbezeichnungen und be-
schreibenden Angaben als Domains kann aber auch irre-
führend sein, wenn der Internet-Benutzer dort allgemeine
Informationen vermuten kann, welche nicht in dieser Form
angeboten werden31). Weiters könnte er auch vermuten, dass
der werbende Unternehmer der einzige Anbieter oder zu-
mindest in der Lage sei, Angebote und Leistungen verschie-
dener Anbieter zu bündeln oder zu vermitteln32). Ebenso
kann die Irreführung darin bestehen, dass bei einem nicht
unwesentlichen Teil der Verkehrskreise der falsche Eindruck
entsteht, der entsprechende Anbieter würde herausragende
Leistungen erbringen33) oder er sei auf die betreffenden
Waren bzw Dienstleistungen spezialisiert. 

Die Nutzer des Internet können durch eine solche Do-
main auch über die Identität eines Gewerbebetriebes
getäuscht werden. So ist vom LG Heidelberg die Domain
„aerztekammer.de“ für einen Internet-Branchen-Informa-
tionsdienst34) und vom LG Köln die Bezeichnung „haupt-
bahnhof.de“35) als unzulässig erachtet worden, weil der Be-
nutzer hinter diesen Bezeichnungen die Ärztekammer bzw
die Deutsche Bundesbahn vermuten würde. 

27) Renck, Scheiden allgemeine Begriffe und Gattungsbezeichnungen
als Internet-Domains aus?, WRP 2000, 266.

28) Essl, Freihaltebedürfnis bei generischen und beschreibenden Inter-
net-Domains, ÖBl 2000, 99 (103).

29) Stockinger/Kranebitter, Kriterien für den rechtmäßigen Gebrauch
von Internet-Domain-Bezeichnungen, MR 2000, 3 (7).

30) Hufnagel/Rädler, Multimedia und Telekommunikation, AfP 2000, 
56 (57).

31) Biermann, WRP 1999, 1003 f.
32) Brandl/Fallenböck, RdW 1999, 190.
33) Brandl/Fallenböck, RdW 1999, 189; Kapferer/Pahl, Kennzeichen-

schutz für Internet-Adressen („domains“), ÖBl 1998, 275 (282 bei 
FN 68).

34) LG Heidelberg 13. 8. 1999, – aerztekammer.de – WRP 1997, 1230.
35) LG Köln, 23. 9. 1999, 31 O 522/99 – hauptbahnhof.de – www.netlaw.de/

urteile/lgk_12.htm. 

IV. Search Engine-Spamming

Neben der direkten Eingabe von Domain Names wird die
Suche in dem oft schon unüberschaubaren Angebot des
WWW durch die Verwendung von Suchmaschinen erleich-
tert. Dabei werden nach Angabe eines Stichwortes Treffer
gesammelt, auf welche man dann direkt in Form eines
Hyperlinks zugreifen kann. Um allerdings bei dieser Treffer-
auswahl relativ weit oben zu landen, haben sich unterschied-
liche Techniken entwickelt, welche das Manipulieren des
Suchergebnisses zum Ziel haben, und daher als Se a rch En g i n e -
Spamming bezeichnet werden.

1. Meta-Tagging

Meta Tags als optionale Informationen über eine We b s i t e
können vom Inhaber dieser Website eingegeben we rden. Für
den Besucher dieser Website sind Meta Tags nicht sichtbar,
sofern er sie nicht aktiv im Quelltext einsieht. Wi rd nun ein
Begriff in eine Suchmaschine eingegeben, dann sucht diese
Suchmaschine nicht nur in dem Text der Website nach die-
sem Be g r i f f, sondern auch in den Meta Tags. Re g e l m ä ß i g
b e u rteilen Su c h p rogramme die Re l e vanz einer We b s i t e
h ö h e r, wenn sich ein Begriff (auch) in den Meta Tags befin-
det. So kann man in der Trefferliste dieser Su c h m a s c h i n e n
zB bei der Eingabe des Namens eines Ko n k u r renten eben-
falls ganz oben aufscheinen, wenn sich dieser Name auch in
den eigenen Meta Tags findet. Diese Ve rwendung fre m d e r
Ke n n zeichen wird als Me t a - Tagging beze i c h n e t .

Auch das schon erwähnte Verfahren um die Domain
„oe3.com“ beschäftigt sich unter anderem mit dieser Prob-
lematik36). Dabei hat der Beklagte nicht nur diese Domain
registriert, sondern auch in seine Meta Tags die Keywords
„Ö3 bzw oe3“ und „Hitradio Ö3 bzw oe3“ eingegeben. Auf
die Problematik des festgestellten Meta-Tagging ist dann
aber nicht mehr ausdrücklich eingegangen worden. Das LG
Mannheim hat zu dieser Manipulation festgestellt, dass
wettbewerbswidrig handelt, wer die Tatsache ausnutzt, dass
in einer Suchmaschine bei der Suche nach einer bestimmten
Firma im Suchergebnis auch die eigene Website im Such-
ergebnis ausgewiesen wird, obwohl diese nicht mit dem ge-
suchten Unternehmen identisch war. Darin liegt eine Irre-
führung, weil die angesprochenen Verkehrskreise zu der
unzutreffenden Annahme verleitet werden, der Beklagte
stehe mit der Klägerin in einer wirtschaftlichen und/oder
gesellschaftsrechtlichen Verbindung37). Das LG Hamburg
hat das Se t zen von Meta Tags, welche Teile eines geschützten,
fremden Unternehmenskennzeichen enthalten, als sitten-
widriges Umleiten der Kunden zum Beklagten qualifiziert38). 

Auch eine Irreführung über das Angebot kann bei der
Verwendung eines fremden Kennzeichens in den Meta Tags
begründet werden. Der Benutzer wird darüber getäuscht,
das die von ihm gesuchten Informationen zB über eine
ganze Gattung von Unternehmen oder Waren in Wahrheit
gar nicht von dem betreffenden Inhaber dieser Website

36) OLG Wien 25. 11. 1999, 1 R 224/99 (LG Wr. Neustadt 20 Cg 210/99).
37) LG Mannheim 1. 8. 1997, 7 0 291/97 – ARWIS – www.netlaw.de/ur-

teile/lgma_3.htm. 
38) LG Hamburg 13. 9. 1999, 315 O 258/99 – Meta-Tags, CR 2000, 121 =

MMR 2000, 46.

Wirtschaftsrecht RdW 9/2000, Art i k e l - N r. 500 521



angeboten werden39). Ebenso erscheint eine sittenwidrige
Absatzbehinderung gemäß § 1 UWG begründbar, weil sich
der Suchmaschinen-Nutzer unter Umständen zuerst mit der
„fremden“ Website beschäftigt, falls diese weiter oben in der
Trefferliste angeführt wird. Wenn er dort das gewünschte
Angebot auch erhält, wird er den Suchvorgang abbrechen,
und nicht mehr die Website des eigentlichen Kennzeichen-
inhabers besuchen40). Für eine Qualifizierung als unlautere
Rufausbeutung wird es allerdings entscheidend auf die Frage
ankommen, ob die bloße Ausnutzung der Attraktionskraft
einer Marke ohne Imagetransfer auch als wettbewerbswidrig
beurteilt wird41).

2. Word-Stuffing

Die we t t b ewe r b s rechtlichen Bedenken gegenüber dem Me t a -
Tagging gelten entsprechend für den Fall des Word-Stuffing.
Dabei handelt es sich um die Platzierung eines fremden
Kennzeichens in der eigenen Website mit der Besonderheit,
dass Schrift und Hintergrund die gleiche Farbe aufweisen
und daher für das menschliche Auge nicht wahrnehmbar
sind. Für die Suchprogramme spielt die Farbe jedoch keine
Rolle. Sie erkennt das Ke n n zeichen als solches und listet diese
Website daher ebenfalls als „Treffer“42).

3. Keyword-Advertising

Ein we i t e rer Fall der Ve rwendung von fremden Ke n n ze i c h e n
bei der Suche im Internet ist die Werbemethode des
Ke y w o rd - Ad ve rtising. Dabei ist ein Werbekunde immer
dann präsent, wenn in einer Suchmaschine ein bestimmter
Begriff wie zB der Name des Mi t b ewerbers eingegeben wird .
Su c h m a s c h i n e n b e t reiber ve rkaufen bestimmte Su c h b e g r i f f e
an ihre Werbekunden, wobei dann das Werbebanner des In-
s e renten erscheint, wenn diese Begriffe in die Su c h m a s c h i n e
eingegeben we rd e n4 3). Unter Umständen kann dadurch der
gute Ruf eines Mi t b ewerbers unlauter ausgenützt we rden. So
stellt es nach einer aktuellen Entscheidung des LG Ha m b u r g
eine we t t b ewe r b s rechtlich unzulässige Rufausbeutung dar,
wenn ein Unternehmer vermittels eines Su c h m a s c h i n e n b e-
t reibers über durch keyword buys nutzbar gemachte fre m d e
Ma rken als Suchbegriffe potenzielle Kunden des Ma rk e n i n-
habers über Hyperlinks auf die eigene Homepage leitet4 4) .

V. Linking

Hyperlinks (kurz Links) sind das We s e n s m e rkmal des Hy-
p e rt e x t - Formats und damit auch die wesentliche Be s o n d e r-
heit des WWW als neuem Medium. Ve reinfacht ausgedrückt
handelt es sich dabei um direkte Ve rknüpfungen zwischen
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39) So Viefhues, Internet und Kennzeichenrecht: Meta-Tags, MMR 1999,
336 (340 f).

40) Einschränkend Menke, Die Verwendung fremder Kennzeichen in
Meta-Tags: Ein Fall für das Kennzeichen- und/oder Wettbewerbs-
recht?, WRP 1999, 982 (989 f).

41) Menke, WRP 1999, 987 f.
42) Viefhues, MMR 1999, 341.
43) Siehe auch G. Schönherr , Wettbewerbsrechtliche Aspekte im Inter-

net, ÖBl 1999, 267 (273).
44) LG Hamburg 16. 2. 2000, 315 O 25/99 – Unzulässige Rufausbeutung

mittels keyword buys, CR 2000, 392.

den einzelnen Websites. Man wird davon ausgehen können,
dass das Se t zen von Links per se grundsätzlich zulässig ist,
und dass dafür auch nicht regelmäßig die Zustimmung des
Be t reibers der Zi e l - Website einzuholen ist4 5). Denn bei ei-
nem Hyperlink handelt es um einen essenziellen Be s t a n d t e i l
bzw um eines der Ke n n zeichen des Mediums Internet. We r
daher das WWW zu einem In t e r n e t - Auftritt nutzt, wird auf-
g rund dieser Tatsache damit einverstanden sein, dass auch
Links auf seine Seite gesetzt we rden. Es wird in diesem Zu-
sammenhang auch von einer konkludenten Zustimmung ge-
s p ro c h e n4 6). Das Se t zen von Links wird grundsätzlich auch
keine Ge s c h ä f t s b eziehung zu den verlinkten Un t e r n e h m e n
vo rtäuschen, sofern sich keine zusätzlichen Anhaltspunkte
auf der Website des Anbieters dafür finden4 7) .

1. Inline-Linking

Darunter versteht man eine Verknüpfung zu einer fremden
Website, wobei die Inhalte noch im Rahmen der ursprüng-
lichen Website dargestellt werden. Es wird also ein „fester“
Link bereits in die verweisende Seite eingebunden, wobei
dabei auch Bilddateien („IMG Link“) einbezogen werden
können. Da für den Benutzer nicht erkennbar ist, dass die-
ser Teil nicht vom Inhaber der ursprünglichen Website zur
Verfügung gestellt werden, liegt ein Fall sittenwidriger Leis-
tungsübernahme gemäß § 1 UWG vor48). Den übernomme-
nen Elementen der Website muss aber auch hier grundsätz-
lich eine wettbewerbsrechtliche Eigenart zukommen49).
Überdies findet eine Irreführung über das Angebot bzw
über geschäftliche Beziehungen beim Inline-Linking statt.
Der Benutzer wird darüber getäuscht, das die von ihm ab-
gerufenen Informationen in Wahrheit gar nicht von dem
betreffenden Inhaber dieser Website angeboten werden. 

2. Framing

Eine besondere Form des Inline-Linking sind die so ge-
nannten Frames, welche auch die Möglichkeit bieten, fre m-
de Websites im Rahmen der eigenen den Nu t zern zur Ve r-
fügung zu stellen. Dabei we rden die einzelnen Seiten einer
Website in verschiedene Fenster oder Rahmen zerlegt, und
so die fremden Websites in das eigene Angebot integriert .
Bei dem Besucher entsteht dann der Ei n d ruck, dass das ge-
samte Angebot von dem Anbieter der gewählten We b s i t e
stammt, weil auch nicht die aufgerufene We b - Ad resse die-
ses Re c h e rchedienstes verlassen wird. Diese Technik kann
ein Ausbeuten fremder Leistung darstellen5 0). In diesem
Sinne lautende Entscheidungen sind soweit ersichtlich bis-
her nur im englischsprachigen Rechtsraum ergangen5 1) .

45) So auch Höhne, Anwaltswerbung im Internet – ein Diskussionsbei-
trag, AnwBl 1999, 610 (611).

46) Hoeren, Rechtsfragen des Internet (1998) 112.
47) Ebenso Höhne, AnwBl 1999, 611.
48) IdS auch Kucsko, Schmarotzen im Netz, ÖBl 1999, 1.
49) Völker/Lührig, Abwehr unerwünschter Inline-Links, K&R 2000, 20 

(27 ff).
50) So auch Schmidt/Stolz, Zur Ausbeutung von Datenbanken im Inter-

net, insbesondere durch Recherchedienste, Suchmaschinen und
Hyperlinks, AfP 1999, 146 (148 f).

51) Siehe dazu die bei Kochinker/Tröndle, Links, Frames und Meta-Tags,
CR 1999, 190 (195 f) beschriebenen Fälle „Shetland Times“ und
„Total News“.
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Weiters wird diese Praxis auch als Kundenfang durch T ä u-
schung beurteilt, weil hier fremde Inhalte als eigene darge-
stellt we rden oder weil falscher Anschein geschäftlicher
Kontakte erweckt bzw. eine Ge s c h ä f t s b eziehung vo r-
getäuscht wird5 2). Vom OLG Düsseldorf ist allerdings eine
u n l a u t e re Leistungsübernahme verneint worden, weil eine
we t t b ewe r b s rechtliche Ei g e n a rt der „übernommenen“ We b-
sites nicht festgestellt we rden konnte. Auch die Gefahr ei-
ner Täuschung ist nicht angenommen worden, weil sich In-
t e r n e t - Be n u t zer keine Vorstellung über die Person eines Ge-
stalters machen, sondern sie vielmehr die Information als
solche intere s s i e rt5 3). Die Entscheidung ist aufgrund dieser
g e n e rellen Argumentation kritisiert worden, zumal dann
ein ergänzender we t t b ewe r b s rechtlicher Leistungsschutz
unter dem Gesichtspunkt der He rkunftstäuschung oder
Rufausbeutung abgeschnitten würd e5 4). Letztendlich wird
es vor allem bei der Ir re f ü h rung darauf ankommen, ob sich
die in dem fremden Frame dargestellte Seite unpro b l e m a-
tisch dem Urheber zuordnen lässt5 5) .

3. Deep-Linking

Problematisch sind auch die Deep Links, welche eine Ve r b i n-
dung zu den hinter der Ho m e p a g e5 6) liegenden Seiten einer
Website herstellen. So hat das OLG Celle entschieden, dass
die Aufnahme der Ad ressen von Websites, welche von einem
We t t b ewerber erstellt und auf dessen Se rver abgelegt wurd e n ,
in ein eigenes Link-Ve rzeichnis unter dem Gesichtspunkt der
u n m i t t e l b a ren Leistungsübernahme unlauter ist5 7). Es ist aber
auch vorgeschlagen worden, diese Praxis in die Fa l l g ru p p e

52) Schanda in seinem Vortrag „Wettbewerbsrechtliche Aspekte des
Internet“ im Rahmen des Forums „Internet – die Rechtsfrage“,
gehalten am 20. 10. 1999.

53) OLG Düsseldorf 29. 6. 1999, 20 U 85/98 – Frames II – www.netlaw.de/
urteile/olgd_2.htm. 

54) Leistner, Anm zu OLG Düsseldorf: Framing zulässig, CR 2000, 184
(187 f).

55) So Strömer, Verwendung von Frames, veröffentlicht im Internet
unter www.netlaw.de/newsletter/news9903/frames.htm.

56) Homepage ist die Startseite eines Internet-Angebots, während Web-
site dann die gesamte zusammenhängend gestaltete Sammlung von
Webpages bezeichnet.

57) OLG Celle 12. 5. 1999, 13 U 38/99 – weyhe-online II – www.netlaw.de/
urteile/olgce_1.htm. 

der sittenwidrigen Be h i n d e rung einzureihen. Denn durch die
Umgehung der Homepage eines kommerziell genutzten In-
ternet-Angebots kann der Linksetzende die Möglichkeit des
„ verlinkten“ Angebotsinhabers beeinträchtigen, seine We r-
bung ungehindert am Ma rkt zur Geltung zu bringen5 8). Ge-
rade der Homepage kommt dabei große Bedeutung zu, we i l
diese als St a rtseite von jedem Besucher dieser Website wahr-
genommen wird, sofern er nicht direkt durch eine entspre-
chende Eingabe eine dahinter liegende Webpage abru f t .

Ob auch hier der falsche Anschein geschäftlicher Kontak-
te erweckt bzw eine Geschäftsbeziehung vorgetäuscht wird,
wird wohl von der konkreten Präsentation abhängen. Diese
Argumente sind jedenfalls auch in einem amerikanischen
Rechtsstreit hinsichtlich eines Deep Links vorgebracht wor-
den59). Anders als beim Inline-Linking wird aber in aller
Regel die ursprüngliche Internet-Adresse verlassen, und
außerdem auch nicht wie beim Framing die „fremde“ Web-
page im Rahmen des ursprünglichen Angebots dargestellt.
Während daher in aller Regel von einer Behinderung ausge-
gangen werden kann, wird eine Irreführung im Einzelfall
jeweils geprüft werden müssen.

VI. Ausblick

Die hier aufgezeigten Aspekte sind wohl nur der Anfang
jener neuen Anwendungsmöglichkeiten, welche es für das
UWG durch die technischen Besonderheiten des Internet
geben wird. Jedenfalls zeigt auch die Schaffung eines außer-
gerichtlichen Streitbeilegungsverfahrens für Domain Names
durch die WIPO60), dass die anfängliche Vorstellung vom
Internet als rechtsfreien Raum wohl nicht mehr ernsthaft
vertreten werden kann61).

58) Wiebe, „Deep Links“ – Neue Kommunikationsformen im Wettbe-
werb aus lauterkeitsrechtlicher Sicht, WRP 1999, 734 (739).

59) Ticketmaster Corp. V. Microsoft Corp., beschrieben bei Kochinke/
Tröndle, CR 1999, 195 f.

60) Näher dazu auch Bettinger, Abschlußbericht der WIPO zum Internet
Domain Name Process, CR 1999, 445.

61) Die Idee der Selbstregulierung des Internet wird allerdings noch im-
mer ins Spiel gebracht; siehe Christiansen, Selbstregulierung, regula-
torischer Wettbewerb und staatliche Eingriffe im Internet, MMR
2000, 123.
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